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Stellungnahme zum Entwuf des Gesetzes zum Staatsvetrag über die gemeinsame Einrichtung für 
Hochschulzulassung; Az. III 4 C- 330.001 (0017) 

Sehr geehrter Herr Dr. Bernhardt, 
sehr geehrte Frau Mick-Rademacher, 

die Hochschulen für Angewandte Wissenschaften danken für die erneute Gelegenheit, zu oben 
genanntem Gesetz Stellung zu nehmen. 

Zunächst verweisen wir auf unsere Stellungnahme mit Schreiben vom 27.01.2017, die wir hier 
nochmals beifügen (Anlage). Ergänzend dazu möchten wir folgende Punkte einbringen: 

Immatrikulation in offene Studiengänge (Abschnitt 1. Artikel 2: Aufgaben der Stiftung; DoSV) 

Nicht gefolgt werden kann der in der Begründung zum Staatsvertrag genannten Annahme, dass es 
sich bei der Immatrikulation in offene Studiengänge nach Fristablauf nur um Einzelfälle handelt. 
Dies widerspricht den Erfahrungen an den Hochschulen. 

Die Vorteile für eine Teilnahme am DoSV bezüglich der offenen Studiengänge sind nicht ersichtlich. 

Zu klären wäre noch, ob die Immatrikulation in einem offenen Studiengang zum Ausschluss in 
einem zulassungsbeschränkten Studiengang führt. Dies hätte zur Konsequenz, dass kein 
Doppelstudium mehr möglich ist. 

Bandbreitenregelung (Artikel 6: Kapazitätsermittlung und Festsetzung von Zulassungszahlen) 

Der Ausbildungsaufwand ist durch studiengangsspezifische Normwerte festgesetzt. Im Gesetz zum 
Staatsvertrag können gemäß § 3 Absatz 5 Bandbreiten für die Normwerte durch Rechtverordnung 
festgelegt werden. 
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Letzter Satz des Absatzes (,,Die Einzelheiten der Zusammenarbeit zwischen den Hochschulen und der 
Sttung sind von diesen nach Maßgabe des Landesrechts vertraglich festzulegen. '1: 
Wir können die zwingende Notwendigkeit bzw. die Bedeutung dieses Satzes zusätzlich bzw. außerhalb 
der zuvor genannten Rechtsverordnung nicht erkennen und bitten daher um Streichung dieses Satzes. 

Mit freundlichen Grüßen 

J Prof. Dr. Manfre Loch 
Für die Vizepräsidentinnen Studium und Lehre 
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Entwuf eines Gesetzes zum Staatsvertrag über die gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung 
vom 21.3.2016; .. III 4 C- 330.010 

Sehr geehrte Frau Mick-Rademacher, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Dank für die Gelegenheit, zu dem o. g. Gesetzentwurf Stellung zu nehmen, äußern sich die 
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften wie folgt: 

A) Entwuf des Gesetzes zum Staatsvetrag über die gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung

Zu§ 4 Abs. 9: 

„Die Hochschulen des Landes sowie die Hochschulen in nichtstaatlicher Trägerschat mit Sitz in Hessen 
können bei der Durchführung von örtlichen Zulassungs- und Anmeldevefahren von der Sttung für 
Hochschulzulassung im Rahmen von Art. 4 des Staatsvertrages unterstützt werden (Serviceverfahren). 
Die für das Hochschulwesen zuständige Ministerin oder der hiefür zuständige Minister kann durch 
Rechtsverordnung nach§ 6 regeln, dass die Hochschulen in staatlicher Trägerschaft zum Abgleich von 
Mehfachzulassungsmöglichkeiten an dem von der Stitung bereit gestellten Serviceveahren nach Art. 4 
und dem Dialogorientiertem Serviceverfahren nach Art. 2 Abs. 2 des Staatsvertrages teilnehmen sowie 
weitere Unterstützungsmaßnahmen nach Satz 1 in Anspruch nehmen." ... 

Die Hochschulen für Angewandte Wissenschaften sind der Auffassung, dass ihnen eine angemessene 
Frist zur Umsetzung der Anbindung an das DoSV gegeben werden sollte. Die Einführung der Campus­
managementsysteme ist an den einzelnen Hochschulen noch nicht abgeschlossen bzw. steht erst bevor. 
In dieser Umstellungsphase ist die gleichzeitige Einführung eines weiteren neuen Verfahrens nicht zu 

Hochschule Darmstadt 
Un11erslty of Arplied Sc1ences 

Evangelische Hochschule Danstadt 

Fr1nkfut Universlty of Appl ied 
Sciences 

Hochschule Fulda 

Technische Hochschule Mittelhessen 
Uni1ersity of Applied Sciences 

Hochschule Rhe,nMain 
C! 

6



•• •••• •••• •••• •••• ••• •• •• 
HAW 
Hessen 

realisieren. Eine Anbindung vor Einführung eines neuen Campusmanagementsystems würde einen 
unverhältnismäßig hohen Zusatzaufwand erfordern. 

Es ist zugleich fraglich, ob im DoSV-Verfahren die vollständige Belegung aller Studienplätze der 
beteiligten Studiengänge wirklich sichergestellt ist. Bislang liegen diesbezüglich keine belastbaren 
Auswertungen vor. Ebenso fehlen Erfahrungswerte zu Überbuchungsfaktoren in diesem neuen 
Verfahren und können aufgrund dessen besonderer Dynamik nicht zwangsläufig aus den bisherigen 
eigenen Verfahren abgeleitet werden. Die HAWs verzeichnen seit Jahren einen Zuwachs an 
Studierenden und haben in ihren örtlichen Zulassungsverfahren für zulassungsbeschränkte 
Studiengänge erreicht, dass alle Studienplätze belegt wurden und kein Studienplatz frei geblieben ist. 
Aufgrund der im Hochschulpakt 2020 festgelegten Zuwachszahlen ist es für die Hochschulen von 
entscheidender Bedeutung, dass dies auch weiterhin sichergestellt ist. 

Generell sollte die Frage, welche Hochschulen ab wann mit welchen Studiengängen am DoSV 
teilnehmen, nicht auf dem Verordnungsweg entschieden werden. Vielmehr sollte sorgfältig abgewogen 
und gemeinsam mit den hessischen Hochschulen vereinbart werden, für welche Studiengänge eine 
Anbindung an das DoSV erforderlich und sinnvoll und ohne größeren technischen Aufwand möglich 
erscheint. Aus Sicht der Hochschulen wäre daher eine Beteiligung am DoSV-Verfahren mit einem 
begrenzten und vorher mit den anderen hessischen Hochschulen abgesprochenen Studienangebot 
frühestens im WS 2018/19 möglich. 

B) Entwurf Staatsvetrag über die gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung

Zu Art. 15: 

Bezüglich der Finanzierungsregelung in Art. 15 des neuen Entwurfs zum Staatsvertrag ist anzumerken, 
dass es sinnvoll wäre, die Höhe und Fälligkeit der Beiträge zwecks Konkretisierung und 
Planungssicherheit der Hochschulen als Anlage zum Staatsvertrag aufzunehmen, da auf Grundlage des 
aktuellen Entwurfs völlig unklar ist, mit welchen Beiträgen zu rechnen ist. 

Mit freundlichen Grüßen 

PL.� 
Für die Vizepräsidentinnen Studium und Lehre 
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